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A. Veranlassung 

Das Land Brandenburg unterhält gegenwärtig eine Vermögensschaden-Haftpflichtversiche­

rung zugunsten von ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern, Pflegerinnen und Pflegern 

sowie Vormündern. Mit der Versicherung soll das Ehrenamt der Betreuerinnen und Betreuer, 

Pflegerinnen und Pfleger sowie Vormünder gestärkt werden, indem diese vor Vermögensschä­

den geschützt werden, die aus ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit resultieren. Zum 1. Januar 2025 

wird diese Leistung neu ausgeschrieben. 

B. Vorschadenverläufe 

Die Vorschadenverläufe aus dem derzeitigen und den vorangegangenen Haftpflichtversiche­

rungsverträgen (Versicherungsverträge 1 bis 3 nur zugunsten ehrenamtlicher Betreuerinnen 

und Betreuer sowie Vormünder, Versicherungsvertrag 4 einschließlich ehrenamtlicher Pflege­

rinnen und Pfleger) stellen sich nach Information der Versicherer wie folgt dar: 

Versicherungsvertrag 1 (bestand bis zum 31. Dezember 2014): 

(laut Mitteilung des Versicherers vom 13. August 2018) 

Zahlungen 
Meldejahr Reserve 

für Vermögensschäden 

2008 - 46,41 € 

2009 - 3.441,20 € 

2010 - 5.011,00 € 

2011 - 4.593,79 € 

2012 - 857,47 € 

2013 - 10.965,35 € 

2014 - 11.631,81 € 

2015 - 5.136,90 € 

2016 - -
2017 - -

2018 99,00 € -

Anzahl der 

Schäden 

4 

3 

3 

6 

12 

9 

4 

2 

4 

1 

2 
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Versicherungsvertrag 2 (bestand vom 1. Januar 2015 bis zum 31 . Dezember 2018): 

(laut Mitteilung des Versicherers vom 14. August 2018) 

Zahlungen für Anzahl der 
Meldejahr Reserve 

Vermögensschäden Schäden 

2015 - - k. A. 

2016 - 254,41 € k. A. 

2017 - - k. A. 

2018 9.216,00 € 5.969,10 € k. A. 

Versicherungsvertrag 3 (bestand vom 1. Januar 2019 bis zum 31 . Dezember 2020): 

(laut Mitteilung des Versicherers vom 19. Oktober 2020) 

Zahlungen für Anzahl der 
Meldejahr Reserve 

Vermögensschäden Schäden 

3 Meldungen, (2 da-

2019 - 631,77 € von geschlossen ohne 

Leistungspflicht) 

2020 5.000,00 € 1 

Versicherungsvertrag 4 (besteht seit dem 1. Januar 2021 bis zum 31 . Dezember 2024): 

(laut Mitteilung des Versicherers vom ... ) 

Zahlungen für Anzahl der 
Meldejahr Reserve 

Vermögensschäden Schäden 

2021 - - -
3 (2 davon geschlos-

2022 - 4.464,40 € sen ohne Leistungs-

pflicht) 

2023 - 1.044,63 € 5 

2024 - 3.002,00 € 1 
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C. Gegenstand der Versicherung 

1. Versicherungsnehmer, versicherter Personenkreis 

Versicherungsnehmer ist das Land Brandenburg, vertreten durch das Ministerium der Justiz 

des Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam. 

Versicherungsschutz besteht für alle nach§§ 1773, 1776, 1777,1814, 1817, 1820 sowie 

§§ 1809 bis 1811 und §§ 1882 bis 1884 BGB durch ein Gericht des Landes Brandenburg zur 

ehrenamtlichen Betreuerin oder zum ehrenamtlichen Betreuer, zum ehrenamtlichen Vormund 

oder zur ehrenamtlichen Pflegerin oder zum ehrenamtlichen Pfleger bestellten Personen (ver­

sicherte Personen). 

Der Versicherungsschutz besteht sowohl für Personen, die innerhalb der Vertragslaufzeit be­

stellt werden, als auch für Personen, die vor Beginn des Versicherungsvertrages bestellt wor­

den sind. 

Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer, 

ehrenamtliche Vormünder sowie ehrenamtliche Pflegerinnen und Pfleger, die durch ein ande­

res Gericht außerhalb des Landes Brandenburg bestellt worden sind, wenn das Verfahren bei 

einem Gericht des Landes Brandenburg anhängig wird. Soweit in diesem Fall Versicherungs­

schutz aus einem Versicherungsvertrag eines anderen Bundeslandes besteht, ist der Versi­

cherungsschutz aus dem Versicherungsvertrag des Landes Brandenburg ausgeschlossen. 

Der Versicherungsschutz endet, wenn das Verfahren von einem anderen Gericht außerhalb 

des Landes Brandenburg übernommen wird. 

Vom Versicherungsschutz nicht erfasst sind Behörden- und Vereinsbetreuerinnen und -be­

treuer bzw. Behörden- und Vereinsvormünder sowie sonstige Betreuerinnen und Betreuer 

bzw. Vormünder, Pflegerinnen oder Pfleger, die die Betreuung bzw. Vormundschaft, Pflegs­

chaft im Rahmen ihrer Berufsausübung gegen Zahlung einer Vergütung (z. B. Berufsbetreue­

rin oder Berufsbetreuer bzw. -vormund, Rechtsanwalt oder Rechtsanwältin, Steuerberaterin 

oder Steuerberater) führen. 
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2. Gegenstand des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass die versicherte Person wegen eines bei 

Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit als Betreuerin oder Betreuer, Vormund oder Pflegerin 

oder Pfleger- von ihr selbst oder einer Person, für die sie einzutreten hat- begangenen Ver­

stoßes von einem oder einer anderen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat­

rechtlichen Inhalts für einen Vermögensschaden verantwortlich gemacht wird. 

In Fällen, in denen die versicherte Person für eine angehörige Person oder für eine Person, 

die mit ihr in häuslicher Gemeinschaft lebt, zur ehrenamtlichen Betreuerin oder zum ehren­

amtlichen Betreuer, zum ehrenamtlichen Vormund oder zur ehrenamtlichen Pflegerin oder 

zum ehrenamtlichen Pfleger bestellt worden ist, bezieht sich der Versicherungsschutz auch 

auf die Haftpflichtansprüche aus Schadensfällen des oder der Betreuten bzw. des Mündels 

gegen seine Betreuerin oder seinen Betreuer, Vormund bzw. seine Pflegerin oder seinen Pfle­

ger. 

3. Definition des Vermögensschadens 

Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personenschäden (Tötung, Verletzung 

des Körpers oder Schädigung der Gesundheit von Menschen) noch Sachschäden (Beschädi­

gung, Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen) sind, noch sich aus sol­

chen - von der versicherten Person oder einer Person, für die sie einzutreten hat, verursachten 

- Schäden herleiten. Als Sachen gelten insbesondere auch Geld und geldwerte Zeichen. 

4. Umfang des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz umfasst die Abwehr unbegründeter und die Freistellung von begrün­

deten Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn die versicherte Person aufgrund 

Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung ver­

pflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die 

von der versicherten Person ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder abgeschlos­

sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 

oder Vergleich bestanden hätte. 

5. Verstoßzeitpunkt bei Unterlassen 

Wird ein Schaden durch fahrlässige Unterlassung verursacht, so gilt im Zweifel der Verstoß 

als an dem Tag begangen, an welchem die versäumte Handlung spätestens hätte vorgenom­

men werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden. 
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D. Ausschlüsse 

Von der Versicherung sind ausgeschlossen 

1. Haftpflichtansprüche 

a) wegen vorsätzlicher Schadensverursachung oder wissentlichen Abweichens von Gesetzen, 

Vorschriften, Beschlüssen, Vollmachten, Weisungen oder sonstiger wissentlicher Pflichtverlet­

zung; 

b) soweit sie aufgrund Vertrags oder Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht 

des Versicherten hinausgehen; 

c) wegen Schäden, die darauf beruhen, dass Versicherungsleistungen nicht oder unzu­

reichend wahrgenommen oder Versicherungsverträge nicht oder unzureichend abgeschlos­

sen, erfüllt oder fortgeführt werden. 

Soweit sich die vorgenannten Tätigkeiten auf gesetzliche Sozialversicherungsverträge bezie­

hen, besteht Versicherungsschutz. Versicherungsschutz besteht ebenfalls, sofern eine Versi­

cherbarkeit in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht möglich war und der Abschluss ei­

ner privaten Krankheitskostenvollversicherung versäumt wurde. 

d) wegen Schäden aus einer kaufmännischen Kalkulations-, Spekulations- oder Organisati­

onstätigkeit; 

e) aus der Überschreitung von Voranschlägen und Krediten; aus der entgeltlichen Vermittlung 

oder Empfehlung von Geld-, Grundstücks- oder anderen wirtschaftlichen Geschäften; 

f) aus § 69 Abgabenordnung; 

g) aus bankmäßigem Betrieb und bankmäßiger Tätigkeit (Scheck-, Wechsel-, Giro-, Deposi­

ten-, Kontokorrent-Devisen-Verkehr, Akkreditiv-Geschäfte usw.); 
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h) aus Anfeindungen, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung, Benachteiligung oder 

sonstigen Diskriminierungen, insbesondere jegliche Ansprüche aus dem Allgemeinen Gleich­

behandlungsgesetz; 

i) die vor ausländischen Gerichten geltend gemacht werden - dies gilt auch im Falle eines 

inländischen Vollstreckungstitels (§ 722 ZPO); 

j) wegen Verletzung oder Nichtbeachtung ausländischen Rechts mit Ausnahme der Verletzung 

oder Nichtbeachtung des Rechts der Mitgliedstaaten der EU und des EU-Rechts; 

k) wegen einer im Ausland vorgenommenen Tätigkeit. 

Abweichend von i) bis k) bezieht sich der Versicherungsschutz auf Europa. 

Soweit Versicherungsschutz besteht, gilt: 

- Die Leistung des Versicherers erfolgt in Euro. Die Verpflichtung des Versicherers gilt 

mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem inländischen Kreditin­

stitut angewiesen ist. 

- Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden als Leistungen auf die Versi­

cherungssumme angerechnet. Kosten sind Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und 

Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei o­

der nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenregulierungskosten, auch Rei­

sekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen; dies gilt auch dann, wenn diese 

Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

2. Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht 

a) auf die Erfüllung von Verträgen sowie auf die an die Stelle der Erfüllungsleistung tretenden 

Erfüllungssurrogate. Hierzu gehören insbesondere Ansprüche auf Nacherfüllung, Rücktritt, 

Minderung oder Schadensersatz statt der Leistung. 

b) auf Ansprüche soweit sie auf Grund Vertrages oder besonderer Zusage über den Umfang 

der gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen; 
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c) auf Ansprüche auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive und exemplary 

damages, Vertragsstrafen und Bußen sowie Ansprüche, die sich aus Vertragsstrafen, Bußen 

oder Entschädigungen mit Strafcharakter ergeben; 

d) auf Zahlungsverpflichtungen aus Bußgeld- oder Steuerbescheiden oder sonstigen durch 

Verwaltungsakt festgesetzten Abgaben. 

E. Vertragslaufzeit 

Der Vertrag wird für die Zeit vom 1. Januar 2025, 0:00 Uhr, bis zum 31 . Dezember 2026, 24:00 

Uhr, abgeschlossen. Der Vertrag verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn er nicht 

bis spätestens drei Monate vor Ablauf der vorgenannten Vertragsdauer durch den Versiche­

rungsnehmer schriftlich gekündigt wird. 

Der Vertrag endet spätestens zum 31 . Dezember 2028, 24:00 Uhr, ohne dass er einer geson­

derten Kündigung bedarf. 

F. Zeitraum des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt am 1. Januar 2025, 0:00 Uhr. Dies gilt auch für den Fall, falls 

der Vertrag erst zu einem späteren Zeitpunkt geschlossen werden kann. 

Der Versicherungsschutz umfasst die Folgen aller vom Beginn des Versicherungsschutzes bis 

zum Ablauf des Versicherungsvertrages vorkommenden Verstöße, die dem Versicherer inner­

halb einer Frist von zwei Jahren nach Beendigung des Versicherungsvertrages angezeigt wer­

den. 

G. Versicherungssumme 

Die Versicherungssumme ist auf 50.000,00 Euro je Schadensfall begrenzt. 

Die Jahreshöchstsumme für alle Schadensfälle eines Versicherungsjahres soll 2.000.000,00 

Euro betragen. 

Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versicherungsfall auf die verein­

barte Versicherungssumme begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz 

auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 

Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf die Versicherungssumme ange­

rechnet. 
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übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die Versiche­

rungssumme, trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme 

zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 

An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die zur Abwendung der zwangsweisen Beitrei­

bung der Haftpflichtsumme zu leisten ist, beteiligt sich der Versicherer in demselben Umfang 

wie an der Ersatzleistung. 

H. Versicherungsfall 

Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist der Verstoß, der Haftpflichtansprüche gegen 

die versicherte Person zur Folge haben könnte. 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle gelten als 

ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, 

wenn 

mehrere Verstöße zu einem einheitlichen Schaden führen oder 

bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes. Dabei gilt mehrfaches, auf gleicher oder 

gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitlicher Verstoß, 

wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftli­

chem Zusammenhang stehen. 

1. Fälligkeit und Berechnung der Beiträge 

Der Versicherungsbeitrag wird jährlich für die Versicherungsperiode 1. Januar bis 1. Januar 

des darauffolgenden Jahres abgerechnet. 

Der Jahresversicherungsbeitrag bestimmt sich nach der Fallzahl der ehrenamtlichen Betreu­

ungen, Vormundschaften und Pflegschaften zum Stichtag 1. Januar des jeweiligen Kalender­

jahres. Der Jahresversicherungsbeitrag errechnet sich aus den Einzelbeiträgen für jeden Fall 

einer ehrenamtlichen Betreuung, Vormundschaft, Pflegschaft zzgl. der gesetzlichen Versiche­

rungssteuer. 

Der Versicherer stellt dem Versicherungsnehmer zum 1. Januar eines Jahres eine Vorausprä­

mie in Rechnung. Der Jahresversicherungsbeitrag für die Versicherungsperiode vom 1. Januar 

2025 bis zum 1. Januar 2026- basiert auf 16.496 Fällen {ehrenamtliche Betreuungen, ehren­

amtliche Vormundschaften und ehrenamtliche Pflegschaften zum Stichtag 1. Januar 2024 ). 



10 

Der Erstbeitrag für die Versicherungsperiode vom 1. Januar 2025 bis zum 1. Januar 2026 ist 

am 1. Januar 2025 fällig. 

Der Versicherungsnehmer ermittelt die tatsächliche Fallzahl an ehrenamtlichen Betreuungen, 

ehrenamtlichen Vormundschaften und ehrenamtlichen Pflegschaften zum 1. Januar eines je­

den Kalenderjahres und teilt sie dem Versicherer zum darauffolgenden 1. März mit. Auf der 

Grundlage der mitgeteilten tatsächlichen Fallzahlen setzt der Versicherer den Beitrag für die 

laufende Versicherungsperiode neu fest. Der sich daraus ergebende Jahresbeitrag wird zu­

gleich als Vorausprämie für die folgende Versicherungsperiode zugrunde gelegt, falls sich der 

Vertrag um ein weiteres Jahr verlängert. Der Folgebeitrag ist jeweils am 01. Januar des Ka­

lenderjahres, frühestens jedoch 30 Tage nach Rechnungsstellung durch den Auftragnehmer, 

fällig. Die Rechnung ist an die den Vertrag durchführende Stelle zu richten. 

Eine Anpassung des Einzelbeitrags während der Vertragslaufzeit ist nicht vorgesehen, ausge­

nommen sind Änderungen der gesetzlichen Versicherungssteuer. 

J. Beitragsrückerstattung 

Eine Beitragsrückerstattung ist nicht vorgesehen. 

K. Selbstbehalt 
Ein Selbstbehalt wird nicht vereinbart. 

L. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls; weitere Be­

handlung des Schadensfalls 

1. Die versicherte Person hat den Eintritt des Versicherungsfalles, nachdem sie von ihm 

Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, auch wenn noch keine 

Schadensersatzansprüche erhoben wurden. 

2. Mit Eintritt des Versicherungsfalls hat die versicherte Person, wenn sie das versicherte 

Risiko auch anderweitig versichert hat, Angaben über diese Versicherung (Versicherer, 

Vertragsnummer) zu machen. 

3. Wird gegen die versicherte Person ein Haftpflichtanspruch erhoben, ein staatsanwalt­

schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 

erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat sie dies ebenfalls unverzüglich 

anzuzeigen. 
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4. Die versicherte Person muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 

Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers (insbesondere auch hinsichtlich der 

Auswahl des gegebenenfalls zu beauftragenden Rechtsanwalts) sind dabei zu befol­

gen, soweit es für die versicherte Person zumutbar ist. Sie hat dem Versicherer aus­

führliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Scha­

denermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des 

Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie 

alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden. 

5. Wird gegen die versicherte Person ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, 

hat sie die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer 

beauftragt im Namen der versicherten Person einen Rechtsanwalt. Die versicherte Per­

son muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen 

und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

6. Eine Streitverkündung seitens des Versicherten gegenüber dem Versicherer ist nicht 

erforderlich; die Kosten einer solchen werden vom Versicherer nicht ersetzt. 

M. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert die versicherte Person 

ihren Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versi­

cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten 

Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer 

nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 

Voraussetzung, dass der Versicherer die versicherte Person durch gesonderte Mitteilung in 

Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist die versicherte Person nach, dass sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, 

bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person nachweist, dass 

die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs­

falls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch­

lich war. Dies gilt nicht, wenn die versicherte Person die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
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N. Versehensklausel 

Versehen des Versicherungsnehmers/der versicherten Person bei der Erfüllung seiner oder 

ihrer Anzeige- und Aufklärungspflicht beeinträchtigen die Leistungspflicht des Versicherers 

nicht, wenn die Berichtigung unverzüglich nach Feststellung erfolgt. 

0. Rückgriffsansprüche 

Steht der versicherten Person ein Ersatzanspruch gegen eine oder einen Dritten zu, geht die­

ser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Über­

gang kann nicht zum Nachteil der versicherten Person geltend gemacht werden. 

P. Anzeigen, Willenserklärungen 

Alle für die versicherte Person bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die Hauptver­

waltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als 

zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 

Q. Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung 

richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, ist 

die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers 

dem Anspruchsteller oder der Anspruchsteilerin in Textform zugeht. 

R. Zuständiges Gericht 

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach 

§§ 12, 13, 17, 21, 29 ZPO sowie§ 215 WG. 

S. Sonstige Bestimmungen 

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die gesetz­

lichen Vorschriften. 

T. Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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U. Vertragsgrundlagen 

Neben dieser Leistungsbeschreibung sind Vertragsbestandteile die Zusätzlichen Allgemeinen 

Vertragsbedingungen des Landes Brandenburg (ZVB-Bbg) (Anlage 2) und die Allgemeinen 

Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen - VOL/B (Anlage 3) in der jeweils 

geltenden Fassung. 

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und Allgemeine 

Versicherungsbedingungen für die Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (AVB) des 

Bieters oder der Bieterin sind nicht zugelassen. Von Seiten des Bieters oder der Bieterin bei­

gefügte Bedingungen werden nicht Teil des eingereichten Angebotes. 



Zusätzliche Allgemeine Vertragsbedingungen des Landes Brandenburg 
(ZVB-Bbg) 

1 Vertragsbestandteile 
Vertragsbestandteile sind - bei Unstimmigkeiten in der nachfolgenden Reihenfolge -
a) das Angebot mit der Leistungsbeschreibung sowie sämtlichen (weiteren) Anlagen nach Maß-

gabe des Auftragsschreibens, ist eine Vertragsurkunde ausgestellt, diese; 
b) evt. Ergänzende Vertragsbedingungen; 
c) diese Zusätzlichen Allgemeinen Vertragsbedingungen; 
d) die Allgemeinen Bedingungen für die Ausführung von Leistungen - Teil B der Verdingungs­

ordnung für Leistungen - (VOUB). 

2 Preise 
Die im Angebot angegebenen Preise sind - wenn nichts anderes ausdrücklich vereinbart ist - feste 
Preise, durch die sämtliche Leistungen des Auftragnehmers einschließlich Fracht, Verpackung und 
sonstige Kosten und Lasten abgegolten sind. 
Für das Vertragsverhältnis gilt die Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen. 

3 Ausführung der Leistungen 
3.1 Der Auftragnehmer hat bei der Ausführung der Leistungen die Handelsbräuche, die anerkannten Re­

geln der Technik sowie die gesetzlichen und behördlichen Vorschriften zu beachten. 
3.2 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, nur Gegenstände zu liefern, die im Zeitpunkt der Lieferung den in 

der Bundesrepublik Deutschland durch die gesetzlichen Unfallversicherungsträger in Kraft gesetzten 
Unfallverhütungsvorschriften (autonome Rechtsnormen), den sonstigen Arbeitsschutzvorschriften so­
wie den allgemein anerkannten sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Regeln entsprechen. 

3.3 Der Auftragnehmer bleibt für die Leistung auch dann verantwortlich, wenn der Auftraggeber die für die 
Ausführung der Leistung erforderlichen Pläne, Zeichnungen und Berechnungen geprüft und nach die­
sen bestellt hat. 

3.4 Der Auftraggeber ist berechtigt, sich von der vertragsgemäßen Ausführung der Leistung zu unterrich­
ten. 

3.5 Beschreibungen, Zeichnungen oder Muster, die der Auftragnehmer erhalten hat, bleiben Eigentum des 
Auftraggebers. Sie sind dem Auftraggeber nach Ausführung des Auftrags kostenfrei zurückzugeben. 

3.6 Betriebs-, Bedienungs-, Gebrauchsanweisungen und dgl. sind auch ohne besondere Vereinbarung der 
zu erbringenden Leistung beizufügen. 

3.7 Die vereinbarte Ausführungsfrist ist verbindlich. 
Schwierigkeiten, die der fristgerechten Fertigstellung der Leistung oder Einhaltung der Lieferfrist ent­
gegenstehen, hat der Auftragnehmer unter Angabe der Gründe und der zur Behebung der Schwierig­
keiten getroffenen Maßnahmen dem Auftraggeber ohne Ausnahme unverzüglich schriftlich anzuzei­
gen. Dies gilt auch dann, wenn der Auftraggeber nicht Empfänger der Leistung ist. 

3.8 Der Auftragnehmer soll die Leistung im eigenen Betrieb durchführen. 
Die Übertragung an andere ist nur mit Zustimmung des Auftraggebers zulässig; der Zustimmung be­
darf es nicht für unwesentliche oder solche Teilleistungen, auf die der Betrieb des Auftragnehmers 
überhaupt nicht oder zur Zeit nicht eingerichtet ist. 

4 Anlieferung und Versand 
4.1 Der Auftragnehmer hat die Liefergegenstände nach den Angaben im Auftragschreiben zu versenden. 
4.2 Die Liefergegenstände sind auf Gefahr des Auftragnehmers frei Verwendungsstelle zu liefern. 
4.3 Verpackungsstoffe gehen, wenn nichts anderes vereinbart ist, ohne Anspruch auf besondere Vergü­

tung in das Eigentum des Auftraggebers über. Nach der Verpackungsverordnung müssen die Herstel­
ler und Vertreiber von Verpackungen Transport-, Um- und Verkaufsverpackungen zurücknehmen. Die 
Kosten einer etwaigen Rücknahme trägt der Auftragnehmer. 

4.4 Kosten einer etwaigen Versicherung sowie zusätzliche Gebühren für Einschreib- und Wertsendungen 
sind, wenn nichts anderes vereinbart ist, durch den Preis für die Leistung abgegolten. 

4.5 Zusätzliche Gebühren für beschleunigte Beförderung werden nur erstattet, wenn eine solche Beförde­
rung vereinbart worden ist. 

4.6 Die Kosten für die Hin- und Rückbeförderung von Werkzeug und Geräten, die für einen Aufbau bei der 
Empfangsstelle gebraucht werden, sind, wenn nichts anderes vereinbart ist, durch den Preis für die 
Leistung abgegolten. 
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5 Lösung des Vertrags durch den Auftraggeber 
Der Auftraggeber kann auch dann vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung 
kündigen, wenn 
a) Forderungen des Auftragnehmers gegen den Auftraggeber gepfändet werden, es sei denn, 

dass der Auftragnehmer unverzüglich ausreichende Sicherheit anbietet. 
b) der Auftragnehmer den Verpflichtungen nach § 4 Nr. 2 Abs. 1 oder§ 4 Nr. 4 VOL/B zuwider­

handelt. 
c) der Auftragnehmer Personen, die auf Seiten des Auftraggebers mit der Vorbereitung, dem 

Abschluss oder der Durchführung des Vertrages befasst sind, mit Rücksicht auf ihre Zugehö­
rigkeit zu der Verwaltung des Auftraggebers Vorteile anbietet, verspricht oder gewährt. Sol­
chen Handlungen des Auftragnehmers selbst stehen Handlungen von Personen gleich, die 
auf Seiten des Auftragnehmers mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung 
des Vertrages befasst sind. Dabei ist es gleichgültig, ob die Vorteile den genannten Personen 
des Auftraggebers unmittelbar oder in ihrem Interesse ihren Angehörigen oder anderen ihnen 
nahestehenden Personen oder im Interesse des einen oder anderen einem Dritten angeboten, 
versprochen oder gewährt werden, 

Vor der Ausübung der Rechte aus Buchstaben b) und c) ist dem Auftragnehmer unbeschadet der Re­
gelung in § 19 Absatz 1 VOL/B Gelegenheit zu geben, unverzüglich zum Sachverhalt Stellung zu 
nehmen 

6 Güteprüfung, Gefahrübergang, Abnahme und Ablieferungsort 
6.1 Der Auftraggeber kann die Vornahme einer Güteprüfung verlangen. 

Der Auftragnehmer trägt die Kosten für die nach Art und Umfang notwendige Güteprüfung. 
6.2 Bei der Güteprüfung als nicht bedingungsgemäß zurückgewiesene Gegenstände hat der Auftragneh­

mer unentgeltlich und, falls die Güteprüfung nicht in der Werkstatt, Fabrik usw. des Auftragnehmers 
stattgefunden hat, auch frei Anlieferungsort durch bedingungsgemäße zu ersetzen. Erforderliche 
Nacharbeiten an einzelnen Leistungen, welche den Bedingungen nicht voll entsprechen, hat der Auf­
tragnehmer innerhalb einer angemessenen Frist auszuführen. Geschieht dies nicht, so kann der Auf­
traggeber die Nacharbeiten auf Kosten des Auftragnehmers vornehmen oder vornehmen lassen. 

6.3 Leistungs- und Erfüllungsort ist - wenn im Auftragsschreiben nichts anderes angegeben ist - der Sitz 
der empfangenden Dienststelle (Empfangsstelle). Diese ist nur montags bis freitags in der Zeit von 
8.30 bis 14.00 Uhr und ggf. nach besonderer Vereinbarung zur Annahme der Lieferung bzw. zur Ab­
nahme der Leistung verpflichtet. 

6.4 Lieferungen sind - soweit nichts anderes vereinbart ist - frei Verwendungsstelle anzuliefern. 
6.5 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und einer zufälligen Verschlechterung geht erst auf den Auf­

traggeber über, wenn die Empfangsstelle die Leistung des Auftragnehmers abgenommen oder, wenn 
eine Abnahme weder gesetzlich vorgesehen noch vertraglich vereinbart ist, die Lieferung des Auftrag­
nehmers angenommen hat. 

6.6 Das Eigentum geht gleichzeitig mit der Gefahr auf den Auftraggeber über, es sei denn, dass Leistun­
gen bereits vor dem nach Nr. 6.5 für den Gefahrübergang maßgebenden Zeitpunkt dem Auftraggeber 
übereignet worden sind. 

7 Mängelansprüche und Verjährung 
7 .1 Die Beschaffenheit vorgelegter Proben und Muster sowie die unter 3.2 genannten Eigenschaften gel­

ten als vereinbarte Beschaffenheit. 
7.2 Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche richtet sich nach den entsprechenden Angaben im Auf­

tragsschreiben oder in der Leistungsbeschreibung, mangels solcher Angaben nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. Sie beginnt mit der unbeanstandeten Abnahme der Leistung oder, wenn eine Abnah­
me weder gesetzlich vorgesehen noch vertraglich vereinbart ist, mit der unbeanstandeten Annahme 
der Lieferung. 

7.3 Durch die rechtzeitige Mängelrüge wird die Verjährung der Mängelansprüche so lange gehemmt, bis 
der Auftragnehmer dem Auftraggeber schriftlich das Ergebnis seiner Prüfung des angezeigten Man­
gels mitgeteilt oder die Erfüllung der Mängelansprüche endgültig verweigert hat. Die Verjährung der 
Mängelansprüche wird unterbrochen, wenn der Auftragnehmer diesen Anspruch durch sein Verhalten 
anerkennt. 

7.4 Für die gemäß den unter Nr. 3.2 genannten Bestimmungen vorausgesetzte Beschaffenheit übernimmt 
der Auftragnehmer die Garantie - unabhängig von einer im übrigen geltenden Verjährungsfrist für 
Mängelansprüche - für die Dauer der betriebsüblichen Nutzung, längstens jedoch für 5 Jahre. 

7.5 Zu den vom Auftragnehmer zu tragenden Kosten der Beseitigung von Mängeln durch den Auftragge­
ber gehören alle erforderlichen Aufwendungen insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materi­
alkosten. 

8 Rechnung 
8.1 Die Rechnung ist auf die im Auftrag bezeichnete(n) Dienststelle(n) auszustellen. 
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8.2 Die Rechnung ist, wenn nichts anderes vereinbart ist, in zweifacher Ausfertigung einzureichen. Die 
zweite und ggf. weitere Ausfertigungen sind deutlich als Doppel zu kennzeichnen. 

8.3 In der Rechnung ist die Leistung nach dem Wortlaut und in der Reihenfolge der Angaben des Auf­
tragsschreibens in Einzelansätzen nach Einheit und Menge aufzuführen. zusammenfassende Anga­
ben wie "hergestellt", "ausgebessert", "gangbar gemacht" usw. sind ohne nähere Bezeichnung der 
Leistung nicht zulässig. Abkürzungen, die sich auf ein Leistungsverzeichnis des Auftraggebers bezie­
hen, sind zulässig, wenn die Ausführung nicht von der Beschreibung der Leistung abweicht. 
Auftragnehmer haben die Rechnung mit den Vertragspreisen ohne Umsatzsteuer (Nettopreis) aufzu­
stellen. Von Auftragnehmern aus der Bundesrepublik Deutschland ist die Umsatzsteuer im Falle der 
Auftragsvergabe mit dem am Tag des Entstehens der Steuer(§ 13 UStG) geltenden Steuersatz zu be­
rechnen und am Schluss hinzuzusetzen. 
Auftragnehmer aus anderen EU-Mitgliedstaaten haben bei der Aufstellung der Rechnung die besonde­
ren umsatzsteuerrechtlichen Regelungen für den innergemeinschaftlichen Erwerb zu beachten. 

8.4 Rechnungen sind ihrem Zweck nach als Abschlags-, Teil- oder Schlussrechnung zu bezeichnen; die 
Abschlags- und Teilrechnungen sind laufend zu nummerieren. 

8.5 Enthält ein Preis je Einheit Bruchteile der kleinsten Währungseinheit, so ist mit ihnen weiter zu rech­
nen. 

8.6 Sind Angaben in der Rechnung geändert worden, so müssen die ursprünglichen Angaben lesbar blei­
ben. 

8.7 Lieferscheine müssen enthalten: 
Nummer und Datum, 
Nummer, Datum und Geschäftszeichen des Auftragsschreibens, 
die lfd. Nummer einer etwaigen Teillieferung, 
Angaben über Art und Umfang der Lieferung. 

8.8 Ein Anspruch auf Bezahlung der Rechnung besteht nur, wenn ihr prüfungsfähige Unterlagen über die 
Lieferung/Leistung an die Empfangsstelle beigefügt sind; dies geschieht in der Regel mit Hilfe von der 
Empfangsstelle anerkannter Stundenverrechnungsnachweise, quittierter Lieferscheine oder Leis­
tungsnachweise. Die Stundenverrechnungsnachweise müssen alle Angaben enthalten, die zur Prü­
fung der Rechnung erforderlich sind. Zu den Angaben gehören das Datum, die Bezeichnung des Or­
tes, die Namen und die Qualifikation der Arbeitskräfte (z. B.: Meister, Geselle, Hilfskraft, Auszubilden­
der), die geleisteten Arbeitsstunden je Arbeitskraft und die Art der Leistung. 

8.9 Zahlungsverzögerungen infolge unvollständig ausgestellter Rechnungen oder fehlender Unterlagen 
fallen dem Auftragnehmer zur Last. 

9 Bezahlung, Überzahlung, Abtretung 
9.1 Grundsätzlich ist bargeldlos am Sitz des Auftragnehmers zu zahlen. 
9.2 Zahlungen werden grundsätzlich in Euro geleistet. 
9.3 Zahlung wird, soweit nicht anders vereinbart, nach Wahl des Auftraggebers innerhalb von 14 Tagen 

unter Abzug des vereinbarten Skontos oder binnen eines Monats ohne Abzug geleistet. 
9.4 Die Zahlungs- und Skontofrist beginnt mit dem Eingang der prüfungsfähigen Rechnung (vgl. Nr. 8.8) 

bei der benannten Dienststelle, frühestens jedoch mit dem Zeitpunkt des Gefahrübergangs gemäß 
Nr. 6.5 dieser Vertragsbedingungen. 

9.5 Für die Einhaltung von Fristen gilt die Zahlung mit dem Zugang des Überweisungsauftrages beim 
Zahlungsinstitut des Auftraggebers als geleistet. 

9.6 Zahlungen einschließlich Voraus- und Abschlagszahlungen können um Forderungsbeträge des Auf­
traggebers gegen den Auftragnehmer auch dann gekürzt werden, wenn die Forderungsbeträge nicht 
auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruhen 

9.7 Bei Rückforderungen des Auftraggebers aus Überzahlungen (§§ 812 ff. BGB) kann sich der Auftrag­
nehmer nicht auf den Wegfall der Bereicherung(§ 818 Absatz 3 BGB) berufen .. 

9.8 Im Falle einer Überzahlung hat der Auftragnehmer vom Empfang der Zahlung an die aus dem zu er­
stattenden Betrag - abzüglich der darin enthaltenen Umsatzsteuer - gezogenen Nutzungen heraus­
zugeben. Das sind in der Regel ersparte Schuldzinsen bei debitorisch geführten Geschäfts­
/Kontokorrent-Konten. Diese werden zur gegenseitigen Vereinfachung mit 3 % über dem Basiszins­
satz des§ 247 BGB angenommen, es sei denn, es werden höhere oder geringere gezogene Nutzun­
gen nachgewiesen. 

9.9 Eine Abtretung der Forderung des Auftragnehmers ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des 
Auftraggebers rechtswirksam. 

10 Verträge mit ausländischen Auftragnehmern 
Bei Auslegung des Vertrags ist ausschließlich der in deutscher Sprache abgefasste Vertragswortlaut 
verbindlich. Erklärungen und Verhandlungen erfolgen in deutscher Sprache. Für die Regelung der ver­
traglichen und außervertraglichen Beziehungen zwischen den Vertragspartnern gilt ausschließlich das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
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Die nachstehenden Allgemeinen Vertragsbedingungen sind bestimmt für Verträge über Leistungen, ins­
besondere für Dienst-, Kauf- und Werkverträge sowie für Verträge über die Lieferung herzustellender oder 
zu erzeugender beweglicher Sachen. 

§1 
Art und Umfang der Leistungen 

1. Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch den Vertrag bestimmt. 

2. Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander 

a) die Leistungsbeschreibung 

b) Besondere Vertragsbedingungen 

c) etwaige Ergänzende Vertragsbedingungen 

d) etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen 

e) etwaige allgemeine Technische Vertragsbedingungen 

f) die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOUB). 

§2 
Änderungen der Leistung 

1. Der Auftraggeber kann nachträglich Änderungen in der Beschaffenheit der Leistung im Rahmen der 
Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers verlangen, es sei denn, dies ist für den Auftragnehmer unzu­
mutbar. 

2. Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die Leistungsänderung, so hat er sie dem Auftraggeber un­
verzüglich schriftlich mitzuteilen. Teilt der Auftraggeber die Bedenken des Auftragnehmers nicht, so 
bleibt er für seine Angaben und Anordnungen verantwortlich. Zu einer gutachtlichen Äußerung ist der 
Auftragnehmer nur aufgrund eines gesonderten Auftrags verpflichtet. 

3. Werden durch Änderung in der Beschaffenheit der Leistung die Grundlagen des Preises für die im 
Vertrag vorgesehene Leistung geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- und 
Minderkosten zu vereinbaren. In der Vereinbarung sind etwaige Auswirkungen der Leistungsänderung 
auf sonstige Vertragsbedingungen, insbesondere auf Ausführungsfristen, zu berücksichtigen. Diese 
Vereinbarung ist unverzüglich zu treffen. 

4. (1) Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger Abweichung vom Ver­
trag ausführt, werden nicht vergütet. Solche Leistungen hat er auf Verlangen innerhalb einer ange­
messenen Frist zurückzunehmen oder zu beseitigen, sonst können sie auf seine Kosten und Gefahr 
zurückgesandt oder beseitigt werden. Eine Vergütung steht ihm jedoch zu, wenn der Auftraggeber 
solche Leistungen nachträglich annimmt. 

(2) Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 
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§3 
Ausführungsunterlagen 

VOL-VHB Bbg 

1. Die für die Ausführung erforderlichen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich und rechtzei­
tig zu übergeben, soweit sie nicht allgemein zugänglich sind. 

2. Die von den Vertragsparteien einander überlassenen Unterlagen dürfen ohne Zustimmung des Ver­
tragspartners weder veröffentlicht, vervielfältigt noch für einen anderen als den vereinbarten Zweck 
genutzt werden. Sie sind, soweit nichts anderes vereinbart ist, auf Verlangen zurückzugeben. 

§4 
Ausführung der Leistung 

1. (1) Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem Vertrag auszuführen. 
Dabei hat er die Handelsbräuche, die anerkannten Regeln der Technik sowie die gesetzlichen Vor­
schriften und behördlichen Bestimmungen zu beachten. 

(2) Der Auftragnehmer ist für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und berufsgenossenschaft­
lichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein verantwortlich. Es ist ausschließlich 
seine Aufgabe, die Vereinbarungen und Maßnahmen zu treffen, die sein Verhältnis zu seinen Arbeit­
nehmern regeln. 

2. (1) Ist mit dem Auftraggeber vereinbart, dass er sich von der vertragsgemäßen Ausführung der Leis­
tung unterrichten kann, so ist ihm innerhalb der Geschäfts- oder Betriebsstunden zu den Arbeitsplät­
zen, Werkstätten und Lagerräumen, in denen die Gegenstände der Leistung oder Teile von ihr herge­
stellt oder die hierfür bestimmten Stoffe gelagert werden, Zutritt zu gewähren. Auf Wunsch sind ihm 
die zur Unterrichtung erforderlichen Unterlagen zur Einsicht vorzulegen und die entsprechenden Aus­
künfte zu erteilen. 

(2) Dabei hat der Auftraggeber keinen Anspruch auf Preisgabe von Fabrikations- oder Geschäftsge­
heimnissen des Auftragnehmers. 

(3) Alle bei der Besichtigung oder aus den Unterlagen und der sonstigen Unterrichtung erworbenen 
Kenntnisse von Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnissen sind vertraulich zu behandeln. Bei Miss­
brauch haftet der Auftraggeber. 

3. Für die Qualität der Zulieferungen des Auftraggebers sowie für die von ihm vereinbarten Leistungen 
anderer haftet der Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist. Der Auftragnehmer hat die 
Pflicht, dem Auftraggeber die bei Anwendung der verkehrsüblichen Sorgfalt erkennbaren Mängel der 
Zulieferungen des Auftraggebers und der vom Auftraggeber vereinbarten Leistungen anderer unver­
züglich schriftlich mitzuteilen. Unterlässt er dies, so übernimmt er damit die Haftung. 

4. Der Auftragnehmer darf die Ausführung der Leistung oder wesentlicher Teile davon nur mit vorheriger 
Zustimmung des Auftraggebers an andere übertragen. Die Zustimmung ist nicht erforderlich bei un­
wesentlichen Teilleistungen oder solchen Teilleistungen, auf die der Betrieb des Auftragnehmers nicht 
eingerichtet ist. Diese Bestimmung darf nicht zum Nachteil des Handels ausgelegt werden. 

§5 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

1. Glaubt sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung behindert, so hat er 
dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige kann unterbleiben, wenn die 
Tatsachen und deren hindernde Wirkung offenkundig sind. 

2. (1) Die Ausführungsfristen sind angemessen zu verlängern, wenn die Behinderung im Betrieb des 
Auftragnehmers durch höhere Gewalt, andere vom Auftragnehmer nicht zu vertretende Umstände, 
Streik oder durch rechtlich zulässige Aussperrung verursacht worden ist. Gleiches gilt für solche Be-
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hinderungen von Unterauftragnehmern und Zulieferern, soweit und solange der Auftragnehmer tat­
sächlich oder rechtlich gehindert ist, Ersatzbeschaffungen vorzunehmen. 

(2) Falls nichts anderes vereinbart ist, sind die Parteien, wenn eine nach Absatz 1 vom Auftragnehmer 
nicht zu vertretende Behinderung länger als drei Monate seit Zugang der Mitteilung gemäß Nr. 1 
Satz 1 oder Eintritt des offenkundigen Ereignisses gemäß Nr. 1 Satz 2 dauert berechtigt, binnen 
30 Tagen nach Ablauf dieser Zeit durch schriftliche Erklärung den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu 
kündigen oder ganz oder teilweise von ihm zurückzutreten. 

3. Sobald die hindernden Umstände wegfallen, hat der Auftragnehmer unter schriftlicher Mitteilung an 
den Auftraggeber die Ausführung der Leistung unverzüglich wieder aufzunehmen. 

§6 
Art der Anlieferung und Versand 

Der Auftragnehmer hat, soweit der Auftraggeber die Versandkosten gesondert trägt, unter Beachtung der 
Versandbedingungen des Auftraggebers dessen Interesse sorgfältig zu wahren. Dies bezieht sich insbe­
sondere auf die Wahl des Beförderungsweges, die Wahl und die Ausnutzung des Beförderungsmittels 
sowie auf die tariflich günstigste Warenbezeichnung. 

§7 
Pflichtverletzungen des Auftragnehmers 

1. Im Fall von Pflichtverletzungen des Auftragnehmers finden vorbehaltlich der Regelungen des § 14 
VOL/B die gesetzlichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Anwendung. 

2. (1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber im Fall leicht fahrlässig verursachter Schäden aufgrund 
von Pflichtverletzungen den entgangenen Gewinn des Auftraggebers nicht zu ersetzen. Die Pflicht 
zum Ersatz dieser Schäden ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn der Verzug durch Unterauftragneh­
mer verursacht worden ist, die der Auftraggeber dem Auftragnehmer vorgeschrieben hat. 

(2) Darüber hinaus kann die Schadensersatzpflicht im Einzelfall weiter begrenzt werden. Dabei sollen 
branchenübliche Lieferbedingungen z. B. dann berücksichtigt werden, wenn die Haftung summenmä­
ßig oder auf die Erstattung von Mehraufwendungen für Ersatzbeschaffungen beschränkt werden soll. 

(3) Macht der Auftraggeber Schadensersatz statt der ganzen Leistung oder anstelle davon Aufwen­
dungsersatz geltend, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, die ihm überlassenen Unterlagen (Zeich­
nungen, Berechnungen usw.) unverzüglich zurückzugeben. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer 
unverzüglich eine Aufstellung über die Art seiner Ansprüche mitzuteilen. 

Die Mehrkosten für die Ausführung der Leistung durch einen Dritten hat der Auftraggeber dem Auf­
tragnehmer innerhalb von 3 Monaten nach Abrechnung mit dem Dritten mitzuteilen. Die Höhe der üb­
rigen Ansprüche hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer unverzüglich anzugeben. 

(4) Macht der Auftraggeber bei bereits teilweise erbrachter Leistung Ansprüche auf Schadensersatz 
statt der Leistung oder anstelle davon Aufwendungsersatz nur wegen des noch ausstehenden Teils 
der Leistung geltend, so hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber unverzüglich eine prüfbare Rech­
nung über den bereits bewirkten Teil der Leistung zu übermitteln. Im Übrigen findet Absatz 3 Anwen­
dung. 

3. Übt der Auftraggeber ein Rücktrittsrecht aus, finden Nr. 2 Absatz 3 Sätze 1 und 4 entsprechende An­
wendung; bei teilweisem Rücktritt gilt zusätzlich Nr. 2 Absatz 4 Satz 1 entsprechend. 

4. (1) Gerät der Auftragnehmer in Verzug, setzt der Auftraggeber dem Auftragnehmer vor Ausübung des 
Rücktrittsrechtes eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung. 

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragnehmers zu erklären, ob er wegen der 
Verzögerung der Leistung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Leistung besteht. Diese Anfrage ist vor 
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Ablauf der Frist nach Absatz 1 zu stellen. Bis zum Zugang der Antwort beim Auftragnehmer bleibt die­
ser zur Leistung berechtigt. 

§8 
Lösung des Vertrags durch den Auftraggeber 

1. Der Auftraggeber kann vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung kündigen, 
wenn über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares ge­
setzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abge­
lehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des Vertrags dadurch in Frage gestellt ist, 
dass er seine Zahlungen nicht nur vorübergehend einstellt. 

2. Der Auftraggeber kann auch vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung kündi­
gen, wenn sich der Auftragnehmer in Bezug auf die Vergabe an einer unzulässigen Wettbewerbsbe­
schränkung im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen beteiligt hat. 

3. Im Falle der Kündigung ist die bisherige Leistung, soweit der Auftraggeber für sie Verwendung hat, 
nach den Vertragspreisen oder nach dem Verhältnis des geleisteten Teils zu der gesamten vertragli­
chen Leistung auf der Grundlage der Vertragspreise abzurechnen; die nicht verwendbare Leistung 
wird dem Auftragnehmer auf dessen Kosten zurückgewährt. 

4. Die sonstigen gesetzlichen Rechte und Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 

§9 
Verzug des Auftraggebers, Lösung des Vertrags 

durch den Auftragnehmer 

1. Im Fall des Verzugs des Auftraggebers als Schuldner und als Gläubiger finden die gesetzlichen Vor­
schriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Anwendung. 

2. (1) Unterlässt der Auftraggeber ohne Verschulden eine ihm nach dem Vertrag obliegende Mitwirkung 
und setzt er dadurch den Auftragnehmer außerstande, die Leistung vertragsgemäß zu erbringen, so 
kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber zur Erfüllung dieser Mitwirkungspflicht eine angemessene 
Frist setzen mit der Erklärung, dass er sich vorbehalte, den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündi­
gen, wenn die Mitwirkungspflicht nicht bis zum Ablauf der Frist erfüllt werde. 

(2) Im Fall der Kündigung sind bis dahin bewirkte Leistungen nach den Vertragspreisen abzurechnen. 
Im Übrigen hat der Auftragnehmer Anspruch auf eine angemessene Entschädigung, deren Höhe in 
entsprechender Anwendung von § 642 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches zu bestimmen ist. 

3. Ansprüche des Auftragnehmers wegen schuldhafter Verletzung von Mitwirkungspflichten durch den 
Auftraggeber bleiben unberührt. 

§ 10 
Obhutspflichten 

Der Auftragnehmer hat bis zum Gefahrübergang die von ihm ausgeführten Leistungen und die für die 
Ausführung übergebenen Gegenstände vor Beschädigungen oder Verlust zu schützen. 
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1. Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
Eine angemessene Obergrenze ist festzulegen. 

2. Ist die Vertragsstrafe für die Überschreitung von Ausführungsfristen vereinbart, darf sie für jede voll­
endete Woche höchstens ½ vom Hundert des Wertes desjenigen Teils der Leistung betragen, der 
nicht genutzt werden kann. Diese beträgt maximal 8 %. Ist die Vertragsstrafe nach Tagen bemessen, 
so zählen nur Werktage; ist sie nach Wochen bemessen, so wird jeder Werktag einer angefangenen 
Woche als 1 /6 Woche gerechnet. 

Der Auftraggeber kann Ansprüche aus verwirkter Vertragsstrafe bis zur Schlusszahlung geltend ma­
chen. 

§12 
Güteprüfung 

1. Güteprüfung ist die Prüfung der Leistung auf Erfüllung der vertraglich vereinbarten technischen und 
damit verbundenen organisatorischen Anforderungen durch den Auftraggeber oder seinen gemäß 
Vertrag benannten Beauftragten. Die Abnahme bleibt davon unberührt. 

2. Ist im Vertrag eine Vereinbarung über die Güteprüfung getroffen, die Bestimmungen über Art, Umfang 
und Ort der Durchführung enthalten muss, so gelten ergänzend hierzu, falls nichts anderes vereinbart 
worden ist, die folgenden Bestimmungen: 
a) Auch Teilleistungen können auf Verlangen des Auftraggebers oder Auftragnehmers geprüft wer­

den, insbesondere in den Fällen, in denen die Prüfung durch die weitere Ausführung wesentlich 
erschwert oder unmöglich würde. 

b) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber oder dessen Beauftragten den Zeitpunkt der Bereitstel­
lung der Leistung oder Teilleistungen für die vereinbarten Prüfungen rechtzeitig schriftlich anzu­
zeigen. Die Parteien legen dann unverzüglich eine Frist fest, innerhalb derer die Prüfungen 
durchzuführen sind. Verstreicht diese Frist aus Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat 
ungenutzt, kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine angemessene Nachfrist setzen mit 
der Forderung, entweder innerhalb der Nachfrist die Prüfungen durchzuführen oder zu erklären, 
ob der Auftraggeber auf die Güteprüfung verzichtet. Führt der Auftraggeber die Prüfungen nicht 
innerhalb der Nachfrist durch und verzichtet der Auftraggeber auf die Prüfungen nicht, so hat er 
nach dem Ende der Nachfrist Schadensersatz nach den Vorschriften über den Schuldnerverzug 
zu leisten. 

c) Der Auftragnehmer hat die zur Güteprüfung erforderlichen Arbeitskräfte, Räume, Maschinen, Ge­
räte, Prüf- und Messeinrichtungen sowie Betriebsstoffe zur Verfügung zu stellen. 

d) Besteht aufgrund der Güteprüfung Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung oder von 
Teilleistungen als nicht vertragsgemäß, so hat der Auftragnehmer diese durch vertragsgemäße zu 
ersetzen. 

e) Besteht kein Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung aufgrund von Meinungsver­
schiedenheiten über das angewandte Prüfverfahren, so kann der Auftragnehmer eine weitere 
Prüfung durch eine mit dem Auftraggeber zu vereinbarende Prüfstelle verlangen, deren Entschei­
dung endgültig ist. Die hierbei entstehenden Kosten trägt der unterliegende Teil. 

f) Der Auftraggeber hat vor Auslieferung der Leistung einen Freigabevermerk zu erteilen. Dieser ist 
die Voraussetzung für die Auslieferung an den Auftraggeber. 

g) Der Vertragspreis enthält die Kosten, die dem Auftragnehmer durch die vereinbarte Güteprüfung 
entstehen. Entsprechend der Güteprüfung unbrauchbar gewordene Stücke werden auf die Leis­
tung nicht angerechnet. 
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§13 
Abnahme 

VOL-VHB Bbg 

1. (1) Für den Übergang der Gefahr gelten, soweit nichts anderes vereinbart ist, die gesetzlichen Vor­
schriften. 

(2) Wenn der Versand oder die Übergabe der fertig gestellten Leistung auf Wunsch des Auftragge­
bers über den im Vertrag vorgesehenen Termin hinausgeschoben wird, so geht, sofern nicht ein an­
derer Zeitpunkt vereinbart ist, für den Zeitraum der Verschiebung die Gefahr auf den Auftraggeber 
über. 

2. (1) Abnahme ist die Erklärung des Auftraggebers, dass der Vertrag der Hauptsache nach erfüllt ist. Ist 
eine Abnahme gesetzlich vorgesehen oder vertraglich vereinbart, hat der Auftraggeber innerhalb der 
vorgesehenen Frist zu erklären, ob er die Leistung abnimmt. 

Liegt ein nicht wesentlicher Mangel vor, so kann der Auftraggeber die Abnahme nicht verweigern, 
wenn der Auftragnehmer seine Pflicht zur Beseitigung des Mangels ausdrücklich anerkennt. 

Bei Nichtabnahme gibt der Auftraggeber dem Auftragnehmer die Gründe bekannt und setzt, sofern 
insbesondere eine Nacherfüllung möglich und beiden Parteien zumutbar ist, eine Frist zur erneuten 
Vorstellung zur Abnahme, unbeschadet des Anspruchs des Auftraggebers aus der Nichteinhaltung 
des ursprünglichen Erfüllungszeitpunkts. 

(2) Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Auftragnehmers für erkannte Mängel, soweit sich der 
Auftraggeber nicht die Geltendmachung von Rechten wegen eines bestimmten Mangels vorbehalten 
hat. 
(3) Hat der Auftraggeber die Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme mit Beginn der 
Benutzung als erfolgt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

(4) Bei der Abnahme von Teilen der Leistung gelten die vorstehenden Absätze entsprechend. 

3. Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen um Sachen, die der Auf­
traggeber als nicht vertragsgemäß zurückgewiesen hat, fortzuschaffen. Nach Ablauf der Frist kann er 
diese Sachen unter möglichster Wahrung der Interessen des Auftragnehmers auf dessen Kosten ver­
äußern. 

§14 
Mängelansprüche und Verjährung 

1. Ist ein Mangel auf ein Verlangen des Auftraggebers nach Änderung der Beschaffenheit der Leistung 
(§ 2 Nr. 1 ), auf die von ihm gelieferten oder vorgeschriebenen Stoffe oder von ihm geforderten Vorlie­
ferungen eines anderen zurückzuführen, so ist der Auftragnehmer von Ansprüchen aufgrund dieser 
Mängel frei, wenn er die schriftliche Mitteilung nach § 2 Nr. 2 oder § 4 Nr. 3 erstattet hat oder wenn 
die vom Auftraggeber gelieferten Stoffe mit Mängeln behaftet sind, die bei Anwendung verkehrsübli­
cher Sorgfalt nicht erkennbar waren. 

2. Für die Mängelansprüche gelten die gesetzlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben: 

a) Weist die Leistung Mängel auf, so ist dem Auftragnehmer zunächst Gelegenheit zur Nacherfül­
lung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Alle diejenigen Teile oder Leistungen sind nach 
Wahl des Auftragnehmers unentgeltlich nachzubessern, neu zu liefern oder neu zu erbringen, die 
innerhalb der Verjährungsfrist einen Sachmangel aufweisen, soweit dessen Ursache bereits im 
Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 
Nach Ablauf der Frist zur Nacherfüllung kann der Auftraggeber die Mängel auf Kosten des Auf­
tragnehmers selbst beseitigen oder durch einen Dritten beseitigen lassen. 

Der Auftraggeber kann eine angemessene Frist auch mit dem Hinweis setzen, dass er die Besei­
tigung des Mangels nach erfolglosem Ablauf der Frist ablehne; in diesem Fall kann der Auftrag­
geber nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen 

1. die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten sowie 
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2. Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

b) Ein Anspruch des Auftraggebers auf Schadensersatz bezieht sich auf den Schaden am Gegens­
tand des Vertrages selbst, es sei denn, 

aa) der entstandene Schaden ist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auftragnehmers 
selbst, seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehilfen (§ 278 des Bürgerlichen Ge­
setzbuches) verursacht, 

bb) der Schaden ist durch die Nichterfüllung einer Garantie für die Beschaffenheit der Leistung 
verursacht oder 

cc) der Schaden resultiert aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

Soweit der Auftragnehmer nicht nach aa) - cc) haftet, ist der Anspruch auf Ersatz vergeblicher 
Aufwendungen begrenzt auf den Wert der vom Mangel betroffenen Leistung. 

Die Schadens- und Aufwendungsersatzpflicht gemäß aa) entfällt, wenn der Auftragnehmer nach­
weist, dass Sabotage vorliegt, oder wenn der Auftraggeber die Erfüllungsgehilfen gestellt hat oder 
wenn der Auftragnehmer auf die Auswahl der Erfüllungsgehilfen einen entscheidenden Einfluss 
nicht ausüben konnte. 

c) Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen, mangelhafte Sachen 
fortzuschaffen. Nach Ablauf der Frist kann er diese Sachen unter möglichster Wahrung der Inte­
ressen des Auftragnehmers auf dessen Kosten veräußern. 

d) Für vom Auftraggeber unsachgemäß und ohne Zustimmung des Auftragnehmers vorgenommene 
Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten und deren Folgen haftet der Auftragnehmer nicht. 

3. Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten für die Verjährung der Mängelansprüche die gesetzlichen 
Fristen des Bürgerlichen Gesetzbuches. Andere Regelungen sollen vorgesehen werden, wenn dies 
wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist; hierbei können die in dem jeweiligen Wirtschafts­
zweig üblichen Regelungen in Betracht gezogen werden. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer 
Mängel unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

§15 
Rechnung 

1. (1) Der Auftragnehmer hat seine Leistung nachprüfbar abzurechnen. Er hat dazu Rechnungen über­
sichtlich aufzustellen und dabei die im Vertrag vereinbarte Reihenfolge der Posten einzuhalten, die in 
den Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen zu verwenden sowie gegebenenfalls sonstige 
im Vertrag festgelegte Anforderungen an Rechnungsvordrucke zu erfüllen und Art und Umfang der 
Leistung durch Belege in allgemein üblicher Form nachzuweisen. Rechnungsbeträge, die für Ände­
rungen und Ergänzungen zu zahlen sind, sollen unter Hinweis auf die getroffenen Vereinbarungen 
von den übrigen getrennt aufgeführt oder besonders kenntlich gemacht werden. 

(2) Wenn vom Auftragnehmer nicht anders bezeichnet, gilt diese Rechnung als Schlussrechnung. 

2. Wird eine prüfbare Rechnung gemäß Nr. 1 trotz Setzung einer angemessenen Frist nicht eingereicht, 
so kann der Auftraggeber die Rechnung auf Kosten des Auftragnehmers für diesen aufstellen, wenn 
er dies angekündigt hat. 

§16 
Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen 

1. Leistungen werden zu Stundenverrechnungssätzen nur bezahlt, wenn dies im Vertrag vorgesehen ist 
oder wenn sie vor Beginn der Ausführung vom Auftraggeber in Auftrag gegeben worden sind. 

2. Dem Auftraggeber sind Beginn und Beendigung von derartigen Arbeiten anzuzeigen. Soweit nichts 
anderes vereinbart ist, sind über die Arbeiten nach Stundenverrechnungssätzen wöchentlich Listen 
einzureichen, in denen die geleisteten Arbeitsstunden und die etwa besonders zu vergütenden Roh-
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und Werkstoffe, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie besonders vereinbarte Vergütungen für die Bereitstel­
lung von Gerüsten, Werkzeugen, Geräten, Maschinen und dergleichen aufzuführen sind. 

3. Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Listen wöchentlich, erstmalig 12 Werktage nach Beginn, 
einzureichen. 

§17 
Zahlung 

1. Die Zahlung des Rechnungsbetrages erfolgt nach Erfüllung der Leistung. Sie kann früher gemäß den 
vereinbarten Zahlungsbedingungen erfolgen. Fehlen solche Vereinbarungen, so hat die Zahlung des 
Rechnungsbetrages binnen 30 Tagen nach Eingang der prüfbaren Rechnung zu erfolgen. Die Zah­
lung geschieht in der Regel bargeldlos. Maßgebend für die Rechtzeitigkeit ist der Zugang des Über­
weisungsauftrages beim Zahlungsinstitut des Auftraggebers. 

2. Sofern Abschlagszahlungen vereinbart sind, sind sie in angemessenen Fristen auf Antrag entspre­
chend dem Wert der erbrachten Leistungen in vertretbarer Höhe zu leisten. Die Leistungen sind durch 
nachprüfbare Aufstellungen nachzuweisen. Abschlagszahlungen gelten nicht als Abnahme von Teilen 
der Leistung. 

3. Bleiben bei der Schlussrechnung Meinungsverschiedenheiten, so ist dem Auftragnehmer gleichwohl 
der ihm unbestritten zustehende Betrag auszuzahlen. 

4. Die vorbehaltlose Annahme der als solche gekennzeichneten Schlusszahlung schließt Nachforderun­
gen aus. Ein Vorbehalt ist innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der Schlusszahlung zu erklären. 

Ein Vorbehalt wird hinfällig, wenn nicht innerhalb eines weiteren Monats eine prüfbare Rechnung über 
die vorbehaltenen Forderungen eingereicht oder, wenn dies nicht möglich ist, der Vorbehalt einge­
hend begründet wird . 

5. Werden nach Annahme der Schlusszahlung Fehler in den Unterlagen der Abrechnung festgestellt, so 
ist die Schlussrechnung zu berichtigen. Solche Fehler sind Fehler in der Leistungsermittlung und in 
der Anwendung der allgemeinen Rechenregeln, Komma- und Übertragungs- einschließlich Seiten­
übertragungsfehler. Auftraggeber und Auftragnehmer sind verpflichtet, die sich daraus ergebenden 
Beträge zu erstatten. 

§ 18 
Sicherheitsleistung 

1. (1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Sicherheitsleistungen unter den Voraussetzungen des 
§ 14 VOL/A erst ab einem Auftragswert von 50.000,-- Euro zulässig . Wenn eine Sicherheitsleistung 
vereinbart ist, gelten die §§ 232-240 des Bürgerlichen Gesetzbuches, soweit sich aus den nachste­
henden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 

(2) Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung und die Durchsetzung von 
Mängelansprüchen sicherzustellen. 

2. (1) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Hinterlegung von Geld oder 
durch Bürgschaft eines in der Europäischen Union oder in einem Staat, der Vertragspartei des Ab­
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder Mitglied des WTO-Dienstleistungsüberein­
kommens (GATS) ist, zugelassenen Kreditinstituts oder Kreditversicherers geleistet werden. Sofern 
der Auftraggeber im Einzelfall begründete Bedenken gegen die Tauglichkeit des Bürgen hat, hat der 
Auftragnehmer die Tauglichkeit nachzuweisen. 

(2) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit; er kann eine Si­
cherheit durch eine andere ersetzen. 

3. Bei Bürgschaft durch andere als zugelassene Kreditinstitute oder Kreditversicherer ist Voraussetzung, 
dass der Auftraggeber den Bürgen als tauglich anerkannt hat. 
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4. (1) Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich mit der ausdrücklichen Bestimmung, dass die Bürgschaft 
deutschem Recht unterliegt, unter Verzicht auf die Einreden der Aufrechenbarkeit, der Anfechtbarkeit 
und der Vorausklage abzugeben (§§ 770, 771 des Bürgerlichen Gesetzbuches); sie darf nicht auf be­
stimmte Zeit begrenzt und muss nach Vorschrift des Auftraggebers ausgestellt sein. Die Bürgschaft 
muss unter den Voraussetzungen von § 38 der Zivilprozessordnung die ausdrückliche Vereinbarung 
eines vom Auftraggeber gewählten inländischen Gerichtsstands für alle Streitigkeiten über die Gültig­
keit der Bürgschaftsvereinbarung sowie aus der Vereinbarung selbst enthalten. 

(2) Der Auftraggeber kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen zur Zahlung auf 
erstes Anfordern verpflichtet. 

5. Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den Betrag bei ei­
nem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das beide Parteien nur ge­
meinsam verfügen können. Etwaige Zinsen stehen dem Auftragnehmer zu. 

6. Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werktagen nach Vertragsschluss zu leisten, wenn 
nichts anderes vereinbart ist. 

7. Der Auftraggeber hat eine Sicherheit entsprechend dem völligen oder teilweisen Wegfall des Siche­
rungszwecks unverzüglich zurückzugeben. 

§19 
Streitigkeiten 

1. Bei Meinungsverschiedenheiten sollen Auftraggeber und Auftragnehmer zunächst versuchen, mög­
lichst binnen zweier Monate eine gütliche Einigung herbeizuführen. 

2. liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 der Zivilprozessordnung 
vor, richtet sich der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten über die Gültigkeit des Vertrages und aus dem 
Vertragsverhältnis ausschließlich nach dem Sitz der für die Prozessvertretung des Auftraggebers zu­
ständigen Stelle, soweit nichts anderes vereinbart ist. Die auftraggebende Stelle ist auf Verlangen ver­
pflichtet, die den Auftraggeber im Prozess vertretende Stelle mitzuteilen. 

3. Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die übertragenen Leistungen einzustellen, wenn der 
Auftraggeber erklärt, dass aus Gründen besonderen öffentlichen Interesses eine Fortführung der Leis­
tung geboten ist. 
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